
Die Einbindung der KPin
"Déi Lénk"ist bisher alles
andere alsharmonisch

verlaufen. Nunscheint sich
der Konflikti mVorfeld der

Wahlenvon 2004
zuzuspitzen.

(RK) − "Endlich gab es mal ei-
ne offene Aussprache." "Die Wei-
chenstehenauf Spaltung." Nach
der Versammlung der Nationa-
len Koordination von"Déi Lénk"
am Mittwochabend waren die
Meinungen geteilt. Thema der
dreistündigen Sitzung: Die For-
derung der KP, schon jetzt eine
Zusagefür Plätzeauf den Wahlli-
sten für 2004 zu erhalten. Das
war von manchen als Kriegser-
klärungverstanden worden, um-
so mehr als von Ansprüchenauf
40 bis 50 Prozent die Rede ging.
Ali Ruckert, KP−Präsident, gegen-
über der woxx: "Das war keinEr-
pressungsversuch. Wir haben
keine 50 Prozent verlangt und
wir wollen auch nicht um Pro-
zente feilschen. Wir verlangen
nur, angemessen auf den Kandi-
datenlisten vertreten zu sein.
Wir möchten das frühzeitig klä-
ren umzuverhindern, dass sich
wiederholt, was 1999 passierte."
Aus Sicht der KP−Spitze waren
damals bei der Aufstellung der
Listen zu Landes− und Gemein-
dewahlen mehrfach KP−Mitglie-
der ausgegrenzt worden.
Die Sonderrolle der KP hat

sich i m Vergleich zu 1999 ver-
stärkt. Bei der Gründung von
"Déi Lénk" gab es neben der KP

noch die "Nei Lénk" und die
Trotzkisten als eigenständige
Gruppierungen. Beide sind
durch die Zusammenarbeit in
"Déi Lénk" bedeutungslos ge-
worden. Die KP dagegen trete
i mmer stärker als geschlosse-
ner Block auf, so der Eindruck
vieler "Déi Lénk"−Mitglieder. Ali
Ruckert sieht das nicht so, er
bemängelt vor allem, dass durch
die schwelenden Konflikte viele
Mitglieder sich zurückziehen
würden.
Henri Wehenkel dagegen be-

dauert, dass seine Partei sich
nicht mehr so einbringt wie zu
Anfang: "Damals haben wir ver-
sucht, offen bei ' Déi Lénk' mitzu-
arbeiten, zum Beispiel keine
Fraktionsdisziplin bei Absti m-
mungen waltenzulassen." Henri
Wehenkel, der vorige Wocheaus
der KP−Exekutive abgewählt
wurde, konzentriert seinEngage-
ment seitlängeremauf die Mitar-
beit bei "Déi Lénk". Er beobach-
tet aber auch eine negative Ein-
stellung bei verschiedenen "Déi
Lénk"−Militanten: "Es hat vonAn-
fang an Personen gegeben, die
dachten, die KPist amEnde, und
wir wollensie beerben."

Wer darf kandidieren?
Der Vorwurf, die KP werde

ausgegrenzt, wurde am Mitt-
wochabend zur Sprache ge-
bracht, ebenso wie dieFrage, ob
es programmatische Differenzen
gebe. Ali Ruckert sieht solche
Differenzen, aber: "Für uns
reicht es, dass' Déi Lénk' antika-
pitalistisch ist, sie muss nicht,
wie wir, auf einer marxistischen
Grundlagestehen."
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Arafat absetzen?
Der" Widerstand" desisraelischen Außenministers Peres
gegen die sture Haltung sei nes Premiers schwindet wei-
ter dahi n. Anlässlich sei nes Besuchs bei der Luxembur-
ger Außenministeri n Lydie Polfer amvergangenen Mon-
tag bestäti gte er Sharons Positi on, wonach die palästi-
nensische Autorität sich Arafats entledigen sollte, weil
der kei ne glaubwürdige Positi on i n den Friedensver-
handl ungen mehr ei nnehmen könnte. Peres macht den
Palästi nensern auch Vorschriften, was die "good go-
vernance" anbelangt: Gewaltentrennung, ei nheitli che po-
lizeiliche Strukturen und ei n transparenter Umgang mit
i nternati onalen Geldern seien ei ne Voraussetzungfür die
Unabhängi gkeit Palästi nas. Auf die woxx−Frage welche
I nstanz denn über die israelischen militärischen Aktio-
nen auf palästi nensischem Gebiet entscheide, meinte
Peres, das seien die Palästi nenser sel ber, solange sie
nicht mit den Sel bstmordattentaten aufhörten. Bei man-
schließenden Treffen mit den europäischen Außenmini-
sterI nnen sah sich Peres der Kritik ausgesetzt, I srael
heize die Lage sel ber an. So stößt ei nejüngste Maßnah-
me, wonach palästi nensische Olivenzüchter i m West-
jordanland i hre Ernte auf Geheiß des israelischen Mi-
litärs nicht ei nholen dürfen, auf i nternationale Kritik.

Wählerische LuxemburgerInnen
Die LuxemburgerI nnen si nd wählerisch, wenn es umdie
Erweiterung der Europäischen Uni on geht. Das ergab
die aktuelle Eurobarometer−Umfrage, i n welchem Aus-
maß die EU erweiter werden soll. Nach Auffassung von
57, 2 Prozent der befragten LuxemburgerI nnen sollte die
EUlediglich ei ni ge der Länder aufnehmen, diei hr beitre-
ten wollen; nur 14 Prozent wollen alle aufnehmen. Unter
den gegenwärti gen Kandi datenländern sprechen sich
die Luxemburger BürgerI nnen vor allemfür ei nen Bei-
tritt von Malta (59,5 Prozent), Zypern (51,9) und die
tschechische Republik (50,3) aus. Weniger gern gese-
hen si nd dagegen die baltischen Staaten Estland (43, 6
Prozent) und Litauen (42, 2). Befürchtet werden von der
größeren Gemei nschaft vor allem ein Anstieg der Ar-
beitslosigkeit (70, 2 Prozent) und ei n Verl ust sozialer
Leistungen (52,8). Da komme noch ei neR und bestreite
diel uxemburgische Affi nität zu den SchweizerI nnen: Am
liebsten hätten die BewohnerI nnen des Großherzogtums
die EidgenossI nnen (81, 1 Prozent) und NorwergerI nnen
(81,6) i m EU−Boot − nur wollen diese nicht. I mmerhi n
si nd die LuxemburgerI nnen weni ger skeptisch als die
meisten anderen EU−BürgerI nnen. Denn 71,2 Prozent
si ndfür ei ne Erweiterung (i mEU−Schnitt si nd es 61,4) −
allerdi ngs mit laut Eurobarometer si nkender Tendenz.

Umweltkidsfeiern Geburtstag
Der Regul us Junior−Cl ub, Ki ndercl ub der Lëtzebuerger
Natur− a Vulleschutzli ga, feiert am27. Oktober sei nen 5.
Geburtstag undlädt FreundI nnen undI nteressierte herz-
lich zu frisch gepressten Apfelsaft, Kuchen und bunten
Programmins Haus vun der Natur zwischen 14 und 18
Uhr ei n. Der gemei nnützi ge Verei n bietet Kindern von
sechs bis 12 Jahren seit 1997in der Freizeit Naturakti-
vitäten an. Das Programmder Aktivitäten umfasst viel-
seiti ge Themen, die als Leitmotivi mmer den respektvol-
len Umgang mit Natur und Umwelt haben. Die Jugend-
gruppefür Jugendliche ab 13 Jahren unterni mmt erleb-
nisreiche Aktivitäten und praktische Akti onen i n der Na-
tur, damit die jungen Leute die Natur verstehen und
schützen lernen. I n ei nem Presse−Kommuniqué weisen
die Koordi natori n des Juni or−Cl ub, Nora Welschbilli g,
und Sonnie Nickels vom Service pédagogique auf die
Schwieri gkeit hi n, heutzutage Menschenfür ehrenamtli-
che Arbeit zu motivieren. Diese Feldarbeit sei aber un-
entbehrlich, "umNaturschutz effizient auszuüben". Spie-
le und Erlebnisse i n der Natur seien hilfreich, jungen
Leuten die Zusammenhänge und die Komplexität der
Ökosysteme nahe zu bri ngen. So bauten Kinder ei n Ver-
hältnis zur Natur auf, dasi hnen ermöglicht, i mErwach-
senenalter für Umweltschutz offen zu sei n.

ASYLRECHT

Utopien ausStraßburg
DasEuropaparlament will
weiter gefasste Mindest-
standardsfür dasgemein-
sameeuropäische Asyl-

recht alsdie Kommission.
Der Rat mussdiese
Meinungjedoch nicht

berücksichtigen.

solcher Status steht den Verfolg-
tenbei Gefahr vonFolter, Todes-
strafe, Beschneidung oder Bür-
gerkriegszuständenzu.

Lange Wunschliste des
Parlaments
Soweit dielangeListe des Par-

laments. Dass es sich dabei le-
diglich um eine Wunschliste
handelt, erfreut vor allem die
Gegner des Textes: die Fraktion
der Christdemokraten (EVP).
"Gott sei Dank hat das EU−Parla-
ment in dieser Frage kein Mit-
spracherecht", kommentierte et-
wa der österreichische ÖVP−
Europa−Abgeordnete Hubert Pir-
ker das Ergebnis. Das EU−Abge-
ordnetenhaus hat in Sachen
Asylrecht nur eine beratende
Funktion, die Entscheidungen
fällen die Minister der 15 EU−
Staaten i m Rat. Auf dieses Gre-
miumbautjetzt die EVP. DieFor-
derungen seien "so unrealis-
tisch", dass sie i m Ministerrat
sehr rasch "in den Papierkorb
wandern" würden, ist sich Hu-
bert Pirker sicher.
Als"wichtigesSignal" bezeich-

nete dennoch der Luxemburger
EU−Abgeordnete Claude Turmes
(Déi Gréng) das Straßburger Vo-
tum. Auch der "Lëtzebuerger
Flüchtlingsrot" zeigte sich er-
freut darüber und betonte, des-
sen Umsetzung habe eine große
Bedeutung für die Situation in
Luxemburg. Die Gruppe der
Luxemburger ParlamentarierIn-
nen hatte sich bei der Absti m-
mung der Mehrheit ihrerjeweili-

gen Fraktion angeschlossen: Co-
lette Flesch (DP), Robert Goeb-
bels (LSAP), Jacques Poos
(LSAP) und Claude Turmes
sti mmten jeweils für ein weiter
gefasstes Asylrecht. Astrid
Lulling und Jacques Santer
(CSV) sprachensichjedochkon-
sequent für eine restriktivere
Asylpolitikaus.
Als "verlogen" bezeichnete

der deutsche CDU−Politiker Chri-
stian von Bötticher die "linke
Seite" des Europaparlaments.
Während sich die Linke in
Straßburg als "Verteidiger der
Flüchtlinge" feiern ließe, rühm-
ten sich die eigenenlinksgerich-
teten Regierungen, beispielswei-
sein Deutschland oder Großbri-
tannien, einer restriktiven Asyl-
politik. Dass es nicht allen Sozi-
aldemokratInnen ganz ernst war
mit demParlamentstext, gabzu-
mindest einer offen zu: Ozan
Ceyhun. "Ich bin nicht Minister
eines Nationalstaates", so
Ceyhun vor dem Straßburger
Parlament, deshalb müsse er
auchnicht seine dänischenoder
niederländischen Kollegen über-
zeugen. Im Parlament hingegen
könne man sich Gedanken ma-
chen über "Visionen und Utopi-
en", ohnedass dieseamEnde"in
Formeiner Richtlinie von einem
Rat verabschiedet werden".
Der Deutsche türkischer Ab-

stammung mag bei diesen Wor-
ten wohl an seinen Innenmini-
ster Otto Schily gedacht haben,
der, wie er selbstfrüher Mitglied
bei den Grünen war und heute
SPD−Politiker ist. Schily aller-
dings dürfte derjenigein der Mi-
nisterrunde sein, der sich am
wenigsten von den "Parlaments−
Visionen" überzeugenlässt.

(dw)− "Das Europäische Parla-
ment hat eine Tür zur Festung
Europa geöffnet", freut sich die
grüne Europa−Abgeordnete Jean
Lambert. Die Absti mmung vom
Mittwoch sei ein "Sieg für eine
humanitäre Auslegung des eu-
ropäischen Flüchtlingstatuts
und des Asylrechts". Eine knap-
pe Absti mmung, denn Lamberts
Bericht wurde mit nur 278zu242
Sti mmen befürwortet. Darin for-
dern die Abgeordnetenunter an-
derem, dass geschlechtsspezifi-
scheVerfolgungsowiedie Diskri-
minierung nach sexueller Aus-
richtung und ethnischer Ab-
stammung als Asylgrund gelten,
dass das Asylrecht nicht nur auf
PartnerInnen und Kinder son-
dernauf andere enge Verwandte
ausgeweitet wird. Kinder von
AsylbewerberInnensollensofort
der Schulpflicht unterliegen.
Kriegsdienstverweigerer, die vor
eineminternational verurteilten
Krieg flüchten, hätten ein Recht
auf Asyl.
Diese Empfehlungen gehen in

der Tat weiter als die von der
Kommission vorgeschlagenen
Bedingungen für ein gemeinsa-
mes Asylrecht. In der Brüsseler
Version war beispielsweise vor-
gesehen, dass schon der Ver-
dacht des Terrorismus ausrei-
che, um vom Asylrecht ausge-
schlossen zu werden. Auch hier
sti mmte das Parlament mit Nein.
ImParlamentstext definiert wird
auchder Status des"subsidiären
Schutzes", das heißt, der Schutz,
den Personen außerhalb des
Asylrechts genießenkönnen. Ein

aktuell2
Gegenüber der KP−Forderung

nach Aufteilung der Wahllisten
schwankten die Meinungen zwi-
schen Ablehnung und Kompro-
missbereitschaft. "Déi Lénk"
kenne nur individuelle Mitglied-
schaft, also könne es keine Un-
tergruppen mit solchen An-
sprüchen geben, argumentier-
ten einige. Andere schlugen vor,
das Auswahlverfahren für Kan-
didatInnen in Richtung Proporz
umzugestalten. Noch weiter
geht dieIdee, ein Tendenzen−Sy-
steminnerhalb von "Déi Lénk"
zu schaffen, das auch die inter-
ne Debattestrukturierenkönnte.
AmEnde wurde beschlossen, ei-
ne Arbeitsgruppe einzusetzen,
die dieFrageder nächsten Wahl-
listenklärensoll.
"Das ist positiv", findet Ali

Ruckert. Die KP wolle nur eine
Wiederholung von 1999 vermei-
den. "Wichtig ist uns, dass es
einheitliche linke Listen geben
kann, auch wenn das über einen
Kompromiss mit Zähneknir-
schen geht." Eine Spaltung von
"Déi Lénk" sei nur die allerletzte
Option. Er bedauert allerdings,
dass der für Ende November
vorgesehene "Déi Lénk"−Kon-
gress auf nächstes Jahr verlegt
wurde. Am8. Dezembertagt der
KP−Kongress und wird über die
Frage der angemessenen Vertre-
tungder KPbei den Wahlen2004
debattieren − bis dahin wird es
kaumkonkrete Garantien geben
können.


